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Ausgangslage

Am 29.07.2004 wurde mit dem § 66b StGB die nachträgliche Si-
cherungsverwahrung im deutschen Strafrecht eingeführt, nachdem 
bereits seit 2001 einzelne Bundesländer (Baden-Württemberg, Bay-
ern, Sachsen-Anhalt, Niedersachsen, Thüringen) polizeirechtliche 
Regelungen zur Unterbringung im Strafvollzug nach vollständiger 
Strafvollstreckung getroffen hatten. Diese Ländergesetze hatte das 
Bundesverfassungsgericht am 10.02.2004 wegen Verstoßes gegen 
Art. 74 GG  für verfassungswidrig erklärt und dem Bundesgesetz-
geber empfohlen, bis 30.09.2004 eine strafrechtliche Lösung zu fin-
den. Die Regelung in § 66b StGB geht infolge ihrer Dauerwirkung 

deutlich weiter als die von den Nationalsozialisten in Art. 5 des „Ge-
wohnheitsverbrechergesetzes“ vom 24.11.1933 (RGBl 1933, 995) 
getroffene Übergangslösung für Verurteilungen aus der Weimarer 
Republik.

Vier Jahre nach Inkrafttreten des § 66b StGB kann eine erste Bilanz 
gezogen werden. Nach den vorliegenden Unterlagen und veröffent-
lichten Entscheidungen sind von 2001 (zunächst auf Grundlage 
von Straftäter-Unterbringungsgesetzen einzelner Bundesländer) bis 
Ende 2006 gut 110 Anträge auf Anordnung der nachträglichen Un-
terbringung durch die Gerichte zurückgewiesen worden, darunter 
knapp 40, die auf Grundlage der Straftäter-Unterbringungsgesetze 
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in Bayern und Baden-Württemberg gestellt worden waren1. Infolge 
der restriktiven Auslegung des Begriffs „nach der Verurteilung er-
kennbare Tatsachen“, die sog. Nova, durch die Rechtsprechung ist 
die nachträgliche Sicherungsverwahrung bisher erst in 7 Fällen vom 
Bundesgerichtshof rechtskräftig bestätigt worden (Antwort der Bun-
desregierung vom 22.05.2008 auf eine kleine Anfrage der Fraktion 
DIE LINKE, BT-Drucks. 16/9241), wobei in einem dieser Fälle das 
Bundesverfassungsgericht die Entscheidung des BGH aufhob (Be-
schluss vom 23.08.2006, NStZ 2007, 87 ff.). Damit hat sich die von 
Frommel (2004) gehegte Hoffnung, die Gerichte würden den § 66b 
StGB auf den rechtsstaatlich vertretbaren Kern reduzieren, erfüllt. 

Dennoch hat sich der Alltag im Justizvollzug nachhaltig verändert, 
und die Bindung von Ressourcen bei Justiz und Sachverständigen 
ist erheblich. So müssen in einigen Bundesländern die Justizvollzugs-
anstalten routinemäßig  bei der Staatsanwaltschaft einen Antrag 
auf Anordnung der nachträglichen Sicherungsverwahrung anregen, 
sobald die formalen Voraussetzungen des § 66b StGB erfüllt sind, 
und die Staatsanwaltschaft tritt in eine Vorprüfung ein, über deren 
Ergebnis sie wiederum dem Justizministerium berichten muss (vgl. 
Stellungnahme Kreuzer anlässlich der Anhörung im Rechtsaus-
schuss des Bundestages am 28.05.2008). Angesichts der geringen 
praktischen Bedeutung der Vorschrift infolge der restriktiven Recht-
sprechung scheint ein solcher Aufwand völlig unverhältnismäßig, 
abgesehen von den Belastungen für Gefangene und Personal in den 
Justizvollzugsanstalten. Insofern fällt die Bilanz für die populistische 
Gesetzgebungsmaschinerie der vergangenen 10 Jahre verheerend 
aus. Das gilt umso mehr, als § 66b StGB auch im Hinblick auf das 
angebliche Ziel, die „Sicherheitslage“ zu verbessern, unnötig und 
ungeeignet zu sein scheint, wie von den meisten Experten erwartet 
worden ist. Das legen die Ergebnisse einer Totalerhebung des Lehr-
stuhls für Kriminologie der Ruhr-Universität Bochum nahe, die zum 
Ziel hatte, alle Fälle zu untersuchen, in denen Anträge auf Anord-
nung der nachträglichen Sicherungsverwahrung letztendlich durch 

die Rechtsprechung zurückgewiesen worden sind mit der Folge, dass 
die Gefangenen bis zum 31.12.2006 aus dem Strafvollzug entlassen 
worden sind. 

Untersuchung zur Rückfallhäufigkeit nach abgelehnter 
Unterbringung

Von den Justizministerien der Bundesländer bzw. den zuständigen 
Staatsanwaltschaften wurden auf Anfrage Daten über 89 entspre-
chende Fälle übermittelt. Aus unterschiedlichen Gründen konnten 
allerdings aus Baden-Württemberg keine Daten zu verweigerten 
Unterbringungen nach dem dortigen StrUBG erlangt werden, und 
auch aus Bayern wurden in 16 von 21 Fällen nach dem BayStrUBG 
keine weitergehenden Auskünfte erteilt. Damit verbleiben 67 Fälle, 
bei denen ein Abgleich mit aktuellen Auszügen aus dem Bundeszen-
tralregister möglich war, in 62 Fällen wurde darüber hinaus Einsicht 
in Vollstreckungshefte bzw. Verfahrensakten gewährt. Im Hinblick 
auf die Fragestellung waren 6 Vollstreckungshefte nur begrenzt er-
giebig, weil die Staatsanwaltschaft in diesen Fällen auf Anregung 
der JVA nur eine Vorprüfung vorgenommen, aber keinen Antrag auf 
Anordnung der nachträglichen Sicherungsverwahrung gestellt hat. 
Insgesamt dürften die von Gerichtsentscheidungen nach § 66b StGB 
betroffenen Haftentlassenen fast vollständig von der Untersuchung 
erfasst worden sein, lediglich bei den abgelehnten Unterbringungen 
nach den Straftäter-Unterbringungsgesetzen in Baden-Württemberg 
und Bayern gibt es größere Lücken. Das ist für eine Langzeitstudie 
aber weniger bedeutsam, weil nach den Ländergesetzen enger als in 
§ 66b StGB die Gefahr „gegenwärtig“ sein musste, der Rückfall also 
unmittelbar nach der Entlassung zu erwarten war.  

Der Abgleich mit dem Bundeszentralregister ergab in den Fällen, in 
denen ausreichende Auskünfte für eine Anfrage beim Bundesamt für 
Justiz erteilt worden waren, folgendes Bild zur Rückfallhäufigkeit 
der Entlassenen:

Tab. 1: Strafhöhe bei erneuter Verurteilung (n = 67)

Erneute Verurteilung zu Keine erneute Eintragung bis 30.06.2008
Geldstrafe Freiheitsstrafe m. Bewährung Freiheitsstrafe o. Bewährung

9 4 10, davon 2 zusätzlich SV 44

Tab. 2: Delikte bei Verurteilung zu Freiheitsstrafe ohne Bewährung und Strafmaß

Delikt Strafmaß Einschätzung der Gefährlichkeit durch Gutachter
Diebstahl 4 Monate hoch
Diebstahl, BtMG 7 Monate und 2 Wochen Kein Gutachten erstellt
Diebstahl, BtMG 10 Monate Kein Gutachten erstellt
Betrug, BtMG, Weisungsverstoß geg. FA 1 Jahr und 4 Monate mittel
Gemeinschaftlicher Raub,  
gef. Körperverletzung

2 Jahre und 2 Monate hoch

Gemeinschaftl. Diebstahl 2 Jahre und 6 Monate hoch
Gewerbsm. Handel BtM 3 Jahre und 6 Monate hoch
Betrug, Einbruchsdiebst., Urkunden
fälschung

4 Jahre hoch/mittel

Schw. sex. Missbrauch von Kindern 7 Jahre und 
Sicherungsverwahrung

hoch

Schwere räub. Erpressung

BtMG

11 Jahre und 
Sicherungsverwahrung

Kein Gutachten erstellt
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Einzelheiten hinsichtlich der Verurteilungen zu Freiheitsstrafen ohne 
Bewährung (n=10) sind in der folgenden Übersicht dargestellt:

Lediglich drei Delikte sind Katalogtaten des § 66b StGB, erreichen 
also die dort geforderte Erheblichkeit für die Integrität der Opfer. 
Einschränkend ist allerdings darauf hinzuweisen, dass erst gut ¼ 
der Probanden (n=18) vor mehr als 3 Jahren aus der Haft entlassen 
worden sind und 5 der 10 Verurteilungen zu unbedingten Freiheits-
strafen auf diese kleine Gruppe entfallen (deshalb soll der Abgleich 
mit dem Bundeszentralregister in drei Jahren wiederholt werden). In 
den kommenden Jahren sind also noch einige weitere Rückfälle zu 
erwarten, in Einzelfällen lassen sich den Unterlagen bereits jetzt neue 
Haftbefehle und (nicht rechtskräftige) Urteile entnehmen. 

Einige Tendenzen sind aber schon jetzt erkennbar. So ist bemerkens-
wert, dass bisher kaum bedeutsame Verurteilungen registriert sind 
und dass 44 Haftentlassene, bei denen zumindest die Justizvollzugs-
anstalten, in der Regel aber auch die Staatsanwaltschaft eine hohe 
Gefährlichkeit für erhebliche Delikte angenommen hatte, in den 5 
– 1 ½  Jahren seit ihrer Entlassung strafrechtlich überhaupt nicht 
wieder registriert worden sind. Ebenso bedeutsam ist, dass bei 28 
der bisher nicht wieder registrierten 44 Entlassenen von zumindest 
einem der beauftragten Sachverständigen eine hohe Gefährlichkeit 
prognostiziert worden war (in 10 dieser Fälle wurden keine Gutach-
ten erstellt oder die Unterlagen enthielten dazu keine Angaben).

Anlassdelikte für den Antrag auf Anordnung der nachträglichen Si-
cherungsverwahrung waren in erster Linie sexueller Missbrauch (n = 
22), Vergewaltigung (n = 17), Tötungsdelikte (n = 12) und Raub (n = 
12). Unter Berücksichtigung der von Jehle et al. (2003) vorgelegten 
Zahlen zur Rückfälligkeit bei diesen Delikten binnen vier Jahren mit 
einem Anteil von 15 – 26% zu erneuten Freiheitsstrafen Verurteilten 
liegt die Stichprobe der mit nachträglicher Sicherungsverwahrung 
bedrohten Haftentlassenen bisher eher an der unteren Grenze. Ihr 
Risiko, erneut erhebliche Straftaten zu begehen, liegt also nicht hö-
her als bei allen anderen Haftentlassenen. Daran wird deutlich, dass 
es offenbar keine trennscharfen Kriterien für „eine erhebliche Ge-
fährlichkeit“ im Sinne des § 66b StGB gibt. 

Vor diesem Hintergrund – immer unter dem Vorbehalt, dass Ka-
tamnesezeiträume unter 5 Jahren gerade bei Sexual- und Tötungs-
delikten als zu kurz angesehen werden (vgl. Dahle 2004) -  zwingt 
der hohe Anteil bisher „falsch Positiver“  auch zu einer besonders 
kritischen Betrachtung der Sachverständigengutachten. Häufigste 
Diagnose war die „dissoziale Persönlichkeitsstörung“ (n = 32), und 
15 der erneut Verurteilten, also 2/3, sind mit dieser Diagnose belegt 
worden (5 Geldstrafen, 4 bedingte Freiheitsstrafen, 5 unbedingte 
Freiheitsstrafen, 1 Freiheitsstrafe zuzüglich Sicherungsverwahrung). 
Andererseits sind in dieser Kategorie auch beinahe 40% der Haftent-
lassenen erfasst, die bisher nicht erneut strafrechtlich in Erscheinung 
getreten sind. Mindestens ebenso sicher könnte man sich einfach auf 
die justizielle Vorbelastung der erneut Verurteilten stützen. 17 der 23 
neuen Verurteilungen gehen auf das Konto von Haftentlassenen, die 
vor dem Indexdelikt mindestens fünfmal vorbestraft waren (n = 41). 
So sehr die Standards der Gutachtenerstellung in den vergangenen 
Jahren auch verbessert worden sein mögen (vgl. Boetticher et al. 
2006, Bock 2007), machen diese Zahlen bereits deutlich, wie groß 
die Gefahr ist, gerade mit so „schwammigen“ Störungsbildern wie 
der „dissozialen Persönlichkeitsstörung“  Menschen fälschlich eine 
hohe Gefährlichkeit zu attestieren. 

Das wird bestätigt durch die Ergebnisse einer Studie mit einer relativ 
kleinen Stichprobe (n = 33) von in der DDR abgeurteilten Rechts-

brechern, die nach der Wiedervereinigung zunächst gem. § 63 in den 
Maßregelvollzug gekommen und auf Grundlage von zwei Entschei-
dungen des Bundesverfassungsgerichts Mitte der 90er Jahre wegen 
formeller Verfahrensfehler zu entlassen waren (Rusche 2004). Nur 
8 von diesen von mehreren Gutachtern als gefährlich eingeschätzten 
Entlassenen wurden binnen 6 Jahren überhaupt rückfällig (24,2%), 
5 von ihnen begingen gefährliche Straftaten überwiegend auf dem 
Gebiet der Gewalt- und Sexualdelinquenz, die erneute Unterbrin-
gung oder empfindliche Haftstrafen zur Folge hatten. Damit unter-
schieden sie sich kaum von einer gleich großen Kontrollgruppe, die 
regulär entlassen worden waren.  Man kann deshalb davon ausge-
hen, dass ebenso wie in anderen Ländern in Deutschland 85% der 
vermeintlich gefährlichen Gefangenen/Patienten unnötig unterge-
bracht sind (Rusche 2004). Standardisierte Prognoseverfahren wie 
HCR-20 oder PCL sind zwar geeignet, „Gefährliche“ zu erkennen 
(alle Rückfälligen in jener Untersuchung hatten einen hohen score), 
aber nur auf Kosten der „Ungefährlichen“, die ebenfalls hohe Wer-
te erzielten, ohne dass sich das in einem Rückfall manifestierte. Die 
Zahl der auf dieser Grundlage falsch positiv eingeschätzten Pati-
enten (15) war sogar größer als bei den internen Klinikprognosen 
mit herkömmlicher klinischer Diagnostik (11).

Fazit

Besorgniserregend ist vor dem Hintergrund der durchgeführten Un-
tersuchung, dass die Zahl der in der Sicherungsverwahrung Unterge-
brachten von 182 im Jahre 1990 auf 427 am 31.03.2007 angestie-
gen ist und bei der Stichtagserhebung des Statistischen Bundesamtes 
am 31.03.2008 sich bereits 435 Untergebrachte im Justizvollzug 
befanden. Man muss also davon ausgehen, dass derzeit in den Ab-
teilungen für Sicherungsverwahrte ca. 360 Menschen untergebracht 
sind, die keine Gefahr für die Gesellschaft darstellen. Gleichzeitig 
macht dieses Missverhältnis deutlich, dass trotz aller Bemühungen 
um standardisierte Verfahren den Sachverständigen noch immer kei-
ne Instrumente zur Verfügung stehen, die eine zuverlässige Prognose 
erlauben. Verantwortungsbewusste Sachverständige weisen immer 
wieder darauf hin, wie schwierig die Vorhersage menschlichen Ver-
haltens ist. Gleichwohl vermitteln die Gutachten häufig den Ein-
druck, es beständen keinerlei Zweifel an der Richtigkeit der Progno-
se. Durch die strengen Anforderungen der Rechtsprechung an die 
formalen Voraussetzungen einer dauerhaften Unterbringung haben 
wir erstmalig in größerem Umfang in Deutschland Verhältnisse, wie 
sie aus dem Baxtrom-Experiment im Staat New York bekannt sind: 
eine Vielzahl vermeintlich gefährlicher Inhaftierter muss aufgrund 
der Rechtslage entlassen werden, so dass nachprüfbar wird, wie zu-
treffend die Prognose gewesen ist. Die Zwischenergebnisse der hier 
vorgestellten Untersuchung zur nachträglichen Sicherungsverwah-
rung legen die Vermutung nahe, dass eine erhöhte Gefährlichkeit bei 
dem Personenkreis, der für die nachträgliche Sicherungsverwahrung 
in Betracht kommt, nicht gegeben ist. Dafür spricht auch, dass bei 
39 der 67 Entlassenen bereits bei der Anlassverurteilung die for-
malen Voraussetzungen für die Anordnung originärer Sicherungs-
verwahrung vorgelegen hatten, in einigen Fällen die Gerichte die 
Anordnung aber ausdrücklich abgelehnt hatten, weil offensichtlich 
seinerzeit der politische Druck noch wesentlich geringer war. Es ist 
deshalb an der Zeit, dass die Sachverständigen sich wieder in Beschei-
denheit üben und die Begrenztheit ihrer Aussagen über das künftige 
Verhalten der Probanden ernsthaft betonen. Andernfalls machen sie 
sich zum Gehilfen für eine Kriminalpolitik, der es gleichgültig ist, 
wie viele Menschen unnötig auf Dauer vom gesellschaftlichen Le-
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ben ausgeschlossen werden (vgl. auch Pressemitteilung des Komitees 
für Grundrechte und Demokratie vom 03.07.2008, abrufbar unter: 
www.grundrechtekomitee.de). 25 der in dieser Studie Untersuchten 
waren bis zum Abschluss der Gerichtsverfahren über ihr reguläres 
Haftende hinaus untergebracht, vier von ihnen länger als 1 ½ Jahre. 
Mit ein wenig Haftentschädigung ist es da nicht getan. Es ist Zeit für 
ein Umdenken! Die Folgerung des CDU-Politikers Jürgen Gehb (lt. 
Frankfurter Rundschau v. 24.07.2008)  aus der restriktiven Recht-
sprechung, die „neuen Erkenntnisse“ aus dem § 66b StGB zu strei-
chen, ist sicher nicht der richtige Weg, sie wird der realen Bedrohung 
durch einschlägige Rückfälle auch nicht gerecht.

Michael Alex, Lehrstuhl für Kriminologie, Kriminalpolitik, Poli-
zeiwissenschaft, (Prof. Dr. Thomas Feltes M.A.) Ruhr-Universität 
Bochum, 44780 Bochum, Tel. 0234/32-28245/-25244, E-Mail:  
thomas.feltes@rub.de
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Sicherungsverwahrung gem. § 7 Abs. 2 JGG und der  
Präventionsgedanke im Strafrecht  
– kritische Betrachtung eines legislativen Kunstgriffs

Nina Nestler und Christian Wolf

I. Einleitung

Mit dem Gesetz zur Einführung der nachträglichen Sicherungsver-
wahrung bei Verurteilungen nach Jugendstrafrecht vom 8.7.20081 
fügte der Gesetzgeber einem umfassenden Projekt zur Reformierung 
des Straf‑ und Maßregelrechts ein weiteres Puzzleteil hinzu. Bereits 
seit Längerem konnte der aufmerksame Beobachter den Eindruck 
gewinnen, das Strafrecht mutiere mehr und mehr von einem Recht 
repressiver Sanktionen zu einer Art universell einsetzbarem, präven-
tiv-sicherheitsrechtlichem „Breitschwert“ des Gesetzgebers.2 Eine 
besondere Rolle scheint dabei die Maßregel der Sicherungsverwah-
rung zu spielen, welche in den vergangenen zehn Jahren bereits ein 
bemerkenswertes Revival erlebte. Gemäß § 7 Abs. 2 JGG n. F. darf 
nun auch für nach Jugendstrafrecht Verurteilte nachträglich die Un-
terbringung in der Sicherungsverwahrung angeordnet werden, so-
fern nach der Verhängung einer Jugendstrafe von mindestens sieben 
Jahren wegen eines Verbrechens gegen das Leben, die körperliche 
Unversehrtheit, die sexuelle Selbstbestimmung oder nach §§ 251, 
252, 255 StGB, durch welches das Opfer seelisch oder körperlich 
schwer geschädigt worden ist, vor Ende des Vollzugs Umstände er-
kennbar werden, die auf eine erhebliche Gefährlichkeit des Täters 
für die Allgemeinheit hinweisen.

Die Neuregelung des § 7 Abs. 2 JGG bildet ein Beispiel populisti-
scher Ad‑hoc‑Aktionen des Gesetzgebers, mit dem er auf Beunruhi-
gungen oder Ängste in der Bevölkerung reagiert. Unter dem Deck-
mantel eines vermeintlich gesteigerten Sicherheitsbedürfnisses3, das 
zu einem wesentlichen Teil jedoch aus überzogener medialer Bericht-
erstattung resultiert4, antwortet man durch derlei Kunstgriffe auf 

scheinbare Bedrohungen um Handlungsstärke und Durchsetzungs-
fähigkeit zu demonstrieren.

II.	 Die Sicherungsverwahrung für Jugendliche im kriminal-
politischen Kontext

1.	 Sicherungsverwahrung in Deutschland

a)	 Die Entwicklung des Rechts der Sicherungsverwahrung 
für Erwachsene

Überlegungen zu einer dauerhaft sicheren Verwahrung nicht besse-
rungsfähiger Gewohnheitsverbrecher zum Schutz der Allgemeinheit 
finden sich schon bei Franz von Liszt, der als mögliche Wirkungen 
der Strafe die Besserung, Abschreckung und Unschädlichmachung 
identifizierte. Gegen unverbesserliche Gewohnheitsverbrecher müsse 
sich die Gesellschaft schützen, schrieb von Liszt, wobei – da „köpfen 
und hängen“ sowie deportieren nicht in Betracht komme – eben „nur 
die Einsperrung auf Lebenszeit, bzw. auf unbestimmte Zeit“ bleibe.5 
Mit dem Gesetz gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher und über 
Maßregeln der Besserung und Sicherung wurde in Deutschland das 
Institut der Sicherungsverwahrung in § 42e RStGB mit Wirkung 
zum 1.4.1934 eingeführt.6

Nach dem 2. Weltkrieg fand die Vorschrift des § 42e StGB ohne 
größere Änderungen in das bundesdeutsche Strafgesetzbuch Ein-
gang. Die Justiz begegnete der Sicherungsverwahrung jedoch unter 
Verweis auf den vorangegangenen Missbrauch der Maßregel durch 
das NS‑Regime mit größter Zurückhaltung. Diesen Bedenken und 
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